
verschiedene Summen abgezweigt, und zwar die 
Summe für die Gewinne auf das Gewinnausschüttungs
konto, 1 Prozent des Gesamterlöses als Sicherheits-/ 
rücklage u. a. Diese Maßnahmen können lediglich als 
eine interne Angelegenheit angesehen werden, die zur 
Erleichterung des Zahlungsverkehrs mit der Sparkasse, 
der Deutschen Post, der Deutschen Notenbank usw. 
beitragen. Sie berechtigen jedoch nicht zu der Fest
stellung, daß bereits durch die Abzweigung der 
Summe der Gewinnquoten die Gewinner Eigentümer 
des Geldes geworden sind. Vielmehr werden die 
betreffenden Wettspielteilnehmer erst mit der Auszah
lung bzw. Überweisung des Gewinnes durch die Direk
tion des VEB Sport-Toto oder durch die Sparkasse usw. 
Eigentümer bzw. Kontoinhaber der von ihnen gewon
nenen Summen. Die Tatsache der richtigen Voraussage 
von zwölf, elf oder zehn Spielergebnissen begründet für 
den Inhaber des Wettscheins nur den Anspruch gegen
über dem VEB Sport-Toto auf Auszahlung eines 
Gewinnes, der in Anwendung des § 4 der Wettspiel
bedingungen festgelegt wird. Bei Wettscheinen, die nach 
Ablauf von 21 Tagen nach dem Wettspieltag nicht ein
gelöst worden sind, erlischt der Anspruch auf Gewinn
auszahlung (§ 5 der Wettspielbedingungen). Diese Be
stimmung ist ein weiterer Beweis, daß der Gewinner 
erat mit Auszahlung bzw. Überweisung des Geldes 
Eigentum an diesem erlangt.

In diesem Zusammenhang muß weiterhin auf § 3 
Abs. 3 der VO vom 12. Dezember 1953 hingewiesen wer
den, nach der der VEB Sport-Toto als Sicherheitsfonds 
eine Rücklage von 1 Prozent der Spieleinsätze (beim 
VEB Zahlenlotto sind es % Prozent) zu bilden hat. Die
ser Fonds muß m. E. dann in Anspruch genommen wer
den, wenn durch verbrecherische Handlungen von An
gestellten des VEB Sport-Toto die Gewinne von Wett- 
spielteilnehmem geschmälert wurden. In derartigen 
Fällen ist der VEB Sport-Toto verpflichtet, soweit tech
nisch durchführbar, den echten Gewinnern aus dem 
Sicherheitsfonds einen Ausgleich in Höhe des ge
schmälerten Gewinnes zu gewähren. Gleichzeitig hat 
der VEB Sport-Toto das Recht, gegen den Täter einen 
Anspruch auf Schadensersatz geltend zu machen. — 
Angriffe von außen sind durch die Sicherheitsmaßnah- 
fnen des VEB Sport-Toto fast völlig ausgeschlossen.

Diese Ausführungen zeigen, daß das Fälschen von 
Webtscheinen des VEB Sport-Toto (ebenso des VEB 
Zahlenlotto) zum Zwecke des Betrugs als Angriff auf 
das Volkseigentum zu werten ist.

Ob in derartigen Fällen die Anwendung des Gesetzes 
zum Schutze des Volkseigentums und anderen gesell
schaftlichen Eigentums geboten ist, muß sich insbeson
dere aus dem materiellen Schaden, der möglicherweise 
bei Nichtentdeckung der Fälschung hätte eintreten 
können, und aus den weiteren Umständen, die im Zu
sammenhang mit der Tat stehen, ergeben. In dem vom 
BG Potsdam behandelten Fall war die Anwendung der 
Bestimmungen des StGB gerechtfertigt.

In dem Urteil des BG Potsdam ist noch ein weiterer 
entscheidender Fehler enthalten. Die ebenfalls darin 
aufgestellte These, daß die Anwendung des VESchG 
erforderlich ist, wenn durch Fälschen von Wettscheinen 
des VEB Sport-Toto (ebenso VEB Zahlenlotto) eine 
Schmälerung des Vertrauens der Bevölkerung zum 
Sport-Toto und damit ein Rückgang der Beteiligung am 
Totospiel einzutreten droht, muß in dem vom Bezirks
gericht gebrachten Zusammenhang abgelehnt werden.

Das Gericht ging davon aus, daß im vorliegenden 
Fall ein Angriff auf persönliches Eigentum vorliegt und 
bejaht zugleich grundsätzlich die Anwendbarkeit des 
VESchG, wenn durch derartige Verbrechen eine 
Schmälerung des Vertrauens der Werktätigen zum 
VEB Sport-Toto zu befürchten ist, ohne daß ein für das 
Volkseigentum eingetretener oder möglicher materieller 
Schaden vorzuliegen braucht. Es stützt sich hierbei auf 
die in einem nicht veröffentlichten Urteil des Obersten 
Gerichts der Deutschen Demokratischen Republik ent
haltenen Ausführungen, die angeblich diesen Gedanken 
ausdrücken. Die sinngemäß im Urteil des BG Potsdam 
wiedergegebenen Ausführungen des Obersten Gerichts 
besagen jedoch, daß unser Staat daran interessiert ist, 
Auszahlungen aus v o l k s e i g e n e n M i t t e l n  nur an 
solche Personen gelangen zu lassen, die einen Anspruch 
darauf haben, und daß Ausschüttungen an Unberech

tigte das Vertrauen der Bevölkerung in das VEB Sport- 
Toto untergraben. Aus den Worten „Auszahlungen aus 
volkseigenen Mitteln an Unberechtigte“ ergibt sich 
zwangsläufig, daß ein materieller Schaden zum Nachteil 
von Volkseigentum eingetreten ist oder zumindest ein
zutreten drohte. Die Verursachung eines ideellen 
Schadens, der selbstverständlich mittelbar zu mate
riellem Schaden führen kann, genügt jedoch in keinem 
Falle zur Begründung der strafrechtlichen Verantwort
lichkeit nach dem Volkseigentumschutzgesetz. Diese 
Feststellung ist nicht nur für die Anwendbarkeit des 
VESchG zutreffend, sondern gilt für alle Verbrechen 
gegen das Eigentum (ausgenommen sind einige Fälle 
der Untreue).

In diesem Zusammenhang muß auf die Richtlinie 
Nr. 3 des Plenums des Obersten Gerichts der Deutschen 
Demokratischen Republik, Abschnitt A II Ziff. 1 ver
wiesen werden, wo es heißt:

„Ob die Anwendung des Gesetzes zum Schutze des 
Volkseigentums geboten ist, beurteilt sich nach den 
gesamten objektiven und subjektiven Umständen 
der Tat und ihrem gesellschaftlichen Zusammen
hang. Dabei sind der eingetretene oder mögliche 
Schaden und (von mir hervorgehoben — H. F.) die 
sonst zu erwartenden Folgen, insbesondere die 
drohende Schmälerung des Vertrauens der Werk
tätigen zu den staatlichen Einrichtungen ... zu be
rücksichtigen.“

Aus dem Wortlaut und dem Sinn der Richtlinie er
gibt sich zweifelsfrei, daß als erste Voraussetzung zur 
Anwendung des VESchG unmittelbar eine materielle 
Schädigung des Volkseigentums eingetreten sein muß 
oder einzutreten drohte.

Das Bezirksgericht hat nicht erkannt, daß Umstände, 
die den Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat 
und des Täters charakterisieren, nicht an die Stelle der 
Merkmale, die die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
begründen, und im Strafgesetz enthalten sind, gesetzt 
werden können. Voraussetzung für die Anwendung des 
VESchG ist somit die Verwirklichung eines der in § 1 
oder § 2 enthaltenen Tatbestände. Die vom BG Potsdam 
vertretende These könnte in letzter Konseqenz bedeu
ten, daß bereits dann ein Verbrechen gegen das Volks
eigentum vorliegt und dementsprechend nach dem 
VESchG bestraft werden kann, wenn der Direktor des 
VEB Sport-Toto verleumdet und damit das Vertrauen 
der Bevölkerung zum VEB Sport-Toto geschmälert wird. 
Eine derartige Auslegung des Gesetzes zum Schutze des 
Volkseigentums steht jedoch im Widerspruch zur demo
kratischen Gesetzlichkeit.

HANS FRITZSCHE, 
wiss. Oberassistent am Institut für Strafrecht an der 

Deutschen Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft 
„Walter Ulbricht"

Der Urkundencharakter des Wettscheines beim 
Zahlenlotto

Das BG Erfurt befaßt sich in seinem Urteil vom
6. Oktober 1955 — II NDs 244/55 — (NJ 1956 S. 32) ein
gehend mit der Rechtsnatur des Abschnittes A des 
Wettscheines im Zahlenlotto und führt hierzu u. a aus, 
der Lotto-Schein stelle in seiner Gesamtheit eine Ur
kunde dar, sobald er der Annahmestelle vorgelegt wor
den seä und diese die Banderolierung und Lochung vor
genommen habe. Da eine Gesamturkunde begrifflich 
nur in ihrer Gesamtheit zum Beweise von Rechten oder 
Rechtsverhältnissen dienen kann, fügt das Bezirks
gericht hinzu, diese Einheit als Urkunde werde nicht 
dadurch aufgehoben, daß die Annahmestelle den Ab
schnitt A dem Teilnehmer wieder übergebe.

Ist es aber tatsächlich so, daß die drei Abschnitte des 
Losscheines eine Gesamturkunde bilden? Dienen sie 
miteinander zum Beweise von Rechten oder Rechtsver
hältnissen, oder kommt den einzelnen Abschnitten 
nicht vielmehr verschiedene rechtliche Bedeutung zu? 
Genügt insbesondere der Abschnitt A den Erfordernis
sen „im Rechtsverkehr“ des § 267 StGB?

M. E. stellt jeder der drei Abschnitte eine besondere 
Urkunde dar, nachdem er mit der gleichlautenden Wert
marke versehen und von den anderen getrennt ist. Für 
diese Aufassung spricht auch der Wortlaut der Spiel-
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